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In der kommenden Woche erscheint Heft 139 
der Zeitschrift Marxistische Erneuerung. Wir 
veröffentlichen daraus in zwei Teilen und mit 
freundlicher Genehmigung von Autor und Her-
ausgebern den Aufsatz »Autoritärer Kapitalis-
mus – Der Aufschwung der politischen Rechten 
in den Kapitalmetropolen des Westens« von 
Frank Deppe. Teil 2 erscheint in der Ausgabe 
von Donnerstag, das vollständige Heft kann 
bestellt werden unter: zeitschrift-marxistische-
erneuerung.de � (jW) 

I
m Jahre 2020 gewann der Kandidat der 
Demokratischen Partei, Joe Biden, die Prä-
sidentschaftswahlen in den USA gegen den 
amtierenden Präsidenten der Republikaner, 
Donald Trump. Dieser hatte seine Präsi-

dentschaft sowie den Wahlkampf unter die Losung 
»Make America Great Again« gestellt. Im März 
2021 verkündete Präsident Biden in seiner »natio-
nalen Sicherheitsstrategie«: »Ich glaube, dass wir 
uns inmitten einer historischen und grundlegenden 
Debatte über die künftige Richtung unserer Welt 
befinden. Manche argumentieren, dass angesichts 
all der Herausforderungen, vor denen wir stehen, 
Autokratie der beste Weg in die Zukunft ist. Und 
es gibt diejenigen, die verstehen, dass Demokratie 
unerlässlich ist, um alle Herausforderungen unserer 
sich wandelnden Welt zu meistern.« Im Oktober 
2022 fügte er hinzu: »Auf der ganzen Welt ist der 
Bedarf an amerikanischer Führung so groß wie nie 
zuvor. Wir sind inmitten eines strategischen Wett-
bewerbs um die Gestaltung der Zukunft der inter-
nationalen Ordnung.«¹

China war schon von seinen Vorgängern zum 
Hauptrivalen erklärt worden. Der Ukraine-Krieg 
eskaliert seit 2022 zu einem Stellvertreter- und Pro-
pagandakrieg des »Freien Westens« gegen Russ-
land und den Autokraten Putin, der von dem »Dik-
tator« Xi Jinping im Fernen Osten unterstützt wird. 
Die grüne Außenministerin der Bundesrepublik 
Deutschland, Annalena Baerbock, sieht sich schon 
im Krieg mit Putins Russland. In einer Rede zur 
»nationalen Sicherheitsstrategie« ruft sie den Fein-
den zu: »Wir werden unser Europa, jeden Quadrat-
zentimeter unseres Europas und unserer Freiheit 
verteidigen.« Die wiedergewählte Präsidentin der 
EU-Kommission sowie die neue Außenbeauftragte 
der EU aus Estland stimmen begeistert zu. Der 
NATO-Gipfel in Washington im Juli 2024 sollte die 
neue Stärke des westlichen Bündnisses im globalen 
Kampf gegen den Autokratismus bzw. gegen die 
Feinde der Freiheit demonstrieren.

Aufschwung der Rechten
Seit geraumer Zeit deuten die Wahlergebnisse 
sowie die Prozesse der Regierungsbildung in 
den entwickelten kapitalistischen Staaten des 
Westens auf »gravierende Bedrohungen pluralis-
tischer Gesellschaften und moderner Demokra-
tien« hin. »Aufgrund zurückliegender und aktuel-
ler Krisen sind in den letzten beiden Jahrzehnten, 
auch in westlichen Gesellschaften, vermehrt au-
toritäre Versuchungen in Teilen der Bevölkerung 
sichtbar geworden«.²

In den USA zeichnet sich ein Sieg von Donald 
Trump bei den bevorstehenden Präsidentschafts-
wahlen ab. Beim Sturm seiner Anhänger auf das 
Kapitol am 6. Januar 2021 – also nach der verlore-
nen Wahl gegen Biden – zeigte sich die blutige wie 
ignorante Fratze eines amerikanischen Faschismus, 
der erneut auf einen Wahlsieg von Trump setzt. In 
Frankreich triumphierte die extreme Rechte bei den 
Europawahlen. Bei den nachfolgenden Wahlen zur 
Nationalversammlung unterlag sie allerdings der 
linken »Volksfront« und den Liberalen von Ma-
cron. Das Wahlergebnis eröffnet eine Periode der 
»Unregierbarkeit«. Die Führung um Marine Le Pen 
spricht von einem »gestohlenen Sieg«.

In Ungarn, Italien und den Niederlanden ist die 
extreme Rechte bereits in den Regierungen ver-
treten. In Belgien siegte bei den nationalen Wahlen 
im Juni 2024 die separatistische Neu-Flämische 
Allianz (NVA) von Bart De Wever mit fast 20 Pro-
zent der Stimmen. Sie tritt für eine Abspaltung 
Flanderns von Belgien ein und hat sich in den ver-
gangenen Jahren immer weiter nach rechts bewegt. 
Die Neu-Flämische Allianz ist im EU-Parlament 
in der EKR-Fraktion zusammen mit Giorgia Me-
lonis postfaschistischer Regierungspartei »Fratelli 
d‘Italia«. Der rechtsextreme Vlaams Belang wurde 
zweitstärkste Partei. Ein Lichtblick: Die junge mar-
xistische Partei der Arbeit (PVDA/PTB) erhöhte 
ihren Anteil auf zirka zehn Prozent.

In Skandinavien (Schweden, Finnland) dominie-
ren rechte Parteien, die den Eintritt in die NATO 
vorangetrieben haben. In Deutschland erreicht die 
AfD Umfragewerte und Wahlergebnisse, die  – 
vor allem im Osten der Republik – bei mehr als 
30 Prozent liegen. Dazu kommen Wahlgewinne der 
CDU/CSU. Bei den Europawahlen vom Juni 2024 
erzielten – neben den konservativen Christdemo-
kraten – sogenannte Euroskeptiker, Nationalisten 
und Rechtsextreme die stärksten Zugewinne. Durch 
die Kapitalmetropolen – aber auch durch die EU-
Mitgliedstaaten von Südosteuropa – verläuft eine 
Welle antidemokratischer – nationalistischer und 
rassistischer – Politik, die sich aus der Unzufrieden-
heit breiter Bevölkerungsteile – vor allem auch aus 
den Unterschichten – über die soziale, wirtschaft-
liche und politische Entwicklung speist und sich 
als Abwendung von den »alten«, demokratischen 
Parteien manifestiert.³ Die »politische Klasse« 
und ihr »parlamentarisches Geschäft« stehen in 
geringem Ansehen.

In diesem Beitrag wird der Frage nach den Ursa-
chen dieser Rechtsverschiebung im politischen Sys-
tem der Staaten des Westens nachgegangen. Dabei 

wird die These zu überprüfen sein, dass der Über-
gang von der »langen«, expansiven Welle kapitalis-
tischer Expansion im letzten Viertel des 20. Jahr-
hunderts in eine lange depressive Welle krisenhafter 
Entwicklung seit der Finanz- und Wirtschaftskrise 
von 2008/09 in letzter Instanz auch die politische 
Krise des Systems der repräsentativen Demokratie 
– eingeschlossen die Abwendung größerer Teile der 
Bevölkerung von den demokratischen Werten und 
Parteien – determiniert. Daran schließt die Frage 
nach dem Zusammenhang zwischen dem neolibe-
ralen Herrschaftsmodell des Kapitalismus und der 
Tendenz zu autoritär-faschistischen Formen der 
Sicherung bürgerlich-kapitalistischer Herrschaft in 
den alten Metropolen des Kapitals an.

Erschütterte demokratische Regime
Derzeit dominieren im herrschenden Block⁴ Strate-
gien, die im Zuge des permanenten Krisenmanage-
ments auf Mehrheiten der (von rechts sogenann-
ten) »Alt- oder Systemparteien« angewiesen sind. 
Oder sie sehen sich durch Wahlergebnisse gezwun-
gen, Regierungsbündnisse mit rechtsextremen 

Parteien einzugehen. Das Beispiel Italien zeigt, 
dass die Regierungschefin Giorgia Meloni von den 
Konservativen in Italien wie in der EU als Partne-
rin anerkannt und umworben wird. Hier findet die 
Wende nach rechts im Rahmen der bestehenden 
Verfassung und der Rechtsordnung der EU statt. 
Für die Zukunft wird die entscheidende Frage sein, 
ob sich bei Zuspitzung der sozialökonomischen 
und kulturell-politischen Krisenprozesse in den 
Kapitalmetropolen selbst der faschistische Flügel 
dieser rechten Parteien – in Zusammenarbeit mit 
Kräften aus großen Konzernen und dem Staatsap-
parat (Polizei, Militär, Geheimdienste) – zum An-
griff auf die Demokratie und die Errichtung einer 
Diktatur entschließen wird, die die Lösung der 
Krise im Rahmen eines autoritären – auf Nationa-
lismus, Rassismus, der Vorherrschaft des »weißen 
Mannes« und die Zurückdrängung von Migranten 
ausgerichteten – Herrschaftsmodells anstrebt und 
dabei bereit ist, Gewalt gegen Minderheiten und 
abweichende Meinungen, vor allem aber gegen 
reale und vermeintliche Linke anzuwenden.⁵

Das kapitalistische Wirtschaftsmodell wird 
dabei nicht in Frage gestellt – im Gegenteil: die 
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Der Weg nach rechts
Krise nach Prosperität. Autoritärer Kapitalismus – Der Aufschwung der politischen 
Rechten in den Kapitalmetropolen des Westens (Teil 1). Von Frank Deppe



Anhänger von Friedman und Hayek werden – wie 
die Milliardäre Elon Musk oder Peter Thiel, die 
Donald Trumps Wahlkampf unterstützen – in 
einem solchen Regime darauf hinarbeiten, die 
letzten Reste des »sozialdemokratischen Jahrhun-
derts« (also Sozialstaat und Gewerkschaftsmacht) 
zu beseitigen. In Argentinien ist Präsident Javier 
Milei dabei, das Modell eines »libertären Autori-
tarismus« in die Praxis umzusetzen.⁶

In den USA hat gerade der einstige Chefberater 
von Donald Trump, der Faschist Steve Bannon, 
eine Gefängnisstrafe von vier Monaten angetreten. 
Die FAZ berichtete am 3. Juli 2024: »Mit einer me-
lodramatischen Mini-Rally vor den Knastmauern 
(…) peitschte Steve Bannon kurz vor seinem An-
tritt seine Fans ein: ›Sieg oder Tod‹ rief der 70jäh-
rige. (…) Ich bin stolz darauf, ins Gefängnis zu 
gehen! In einem, wie die New York Times befand, 
›zirkusreifen‹ Auftritt, bei dem er sich außerdem 
von einem Priester segnen ließ. ›Entweder, wir 
gewinnen, oder wir haben den Tod einer konstitu-
tionellen Republik‹, rief er im Blick auf die (…) 
Präsidentschaftswahl am 5. November (2024).«

Innerhalb eines sehr kurzen Zeitraumes hat sich 
also eine eigentümliche Verkehrung vollzogen: von 
der Konstruktion eines globalen Schlachtfeldes 
zwischen Demokratie und Autokratie zur Reali-
tät einer tiefen Krise der demokratischen Regime 
in den Kapitalmetropolen selbst. Mit dem Auf-
schwung der rechten Welle werden natürlich auch 
Fragen erneuert, die (im vergangenen Jahrhundert) 
den Zusammenhang zwischen der Krise der bür-
gerlich-kapitalistischen Ordnung zwischen den 
beiden Weltkriegen einerseits und dem Aufstieg 
bzw. den Siegen des Faschismus in verschiedenen 

europäischen Staaten (vor allem in Deutschland) 
andererseits thematisiert hatten. Gibt es Analogien 
zum »Zeitalter der Extreme« (Eric Hobsbawm) 
oder hat sich die Welt inzwischen – vor allem nach 
dem Zusammenbruch des »realen Sozialismus« 
in der Sowjetunion – so stark verändert, dass der 
Bezug der alten Faschismustheorien zur sozialisti-
schen und kommunistischen Arbeiterbewegung nur 
wenig zu erhellen vermag, weil diese Arbeiterbewe-
gung in den Kapitalmetropolen derzeit keine Kraft 
antikapitalistischer Veränderungen repräsentiert?

Karl Marx vertrat 1852 die These, dass in Frank-
reich die Bourgeoisie in der Revolution von 1848 
aufgrund ihrer Angst vor der proletarischen Revo-
lution schließlich auf die »parlamentarische Repu-
blik« verzichtete und dem Staatsstreich des Louis 
Bonaparte applaudierte.⁷ Heute verbindet sich im 
Aufschwung antidemokratisch-autoritärer Herr-
schaftsformen die wachsende Unzufriedenheit im 
Volk »von unten« mit der Angst im »herrschenden 
Block« (als eines Bündnisses von Klassenfraktio-
nen auf der Basis der kapitalistischen Eigentums-
ordnung) – also »von oben« – vor den Folgen der 
»Vielfachkrise« im Inneren, d.h. vor den selbst-
zerstörerischen Tendenzen des Kapitalismus sowie 
vor dem globalen Niedergang der Hegemonie des 
Westens angesichts des Aufstiegs der Volksrepub-
lik China und des »Südens«.

Neoliberale Hegemonie
Die lange Welle neoliberaler Hegemonie war eine 
außergewöhnlich dynamische Phase in der Ent-
wicklungsgeschichte des modernen Kapitalismus. 
Während das Wachstum in den alten Zentren nach 

wie vor schwach blieb, bezeichnete die »Globa-
lisierung« die Erschließung neuer Räume der 
»Kommodifizierung« bzw. der »Landnahme« 
unter der Führung des Finanzkapitals (»Dollar-
Wall-Street-Regime«, Peter Gowan). Im Inneren 
der Kapitalmetropolen wurde im Zeichen der neo-
liberalen Hegemonie mit der »angebotsorientier-
ten« Politik – von fiskalischer Austerität sowie 
von Privatisierung, Deregulierung und Flexibili-
sierung – der Einfluss des Staates, vor allem des 
Sozialstaates (in den Bereichen des Arbeitsmark-
tes, des Gesundheitswesens, des Wohnens und der 
Alterssicherung), zurückgefahren. Steuersenkun-
gen für die Wirtschaft (und die oberen zehn Pro-
zent der Vermögensbesitzer) und insbesondere die 
Liberalisierung des Kapitalverkehrs standen dem 
gegenüber. Auch die Macht der Gewerkschaften, 
die in den Klassenkämpfen der 70er Jahre erheb-
lich zugenommen hatte, wurde angegriffen.⁸

Die sozialistischen und kommunistischen 
Massenparteien in den westeuropäischen Kapi-
talmetropolen gerieten nach dem Zusammen-
bruch der Sowjetunion und des »sozialistischen 
Lagers« seit 1991 in tiefe Krisen, die bis heute 
anhalten. In Deutschland war das Jahrzehnt nach 
1991 durch den Anschluss der DDR überdetermi-
niert  – verbunden einerseits mit einer massiven 
ideologischen Diskreditierung des Sozialismus 
und andererseits mit großen Erwartungen in der 
ehemaligen DDR auf ein besseres Leben und auf 
»blühende Landschaften«.

Der Zyklus neoliberaler Hegemonie erreichte 
in den 90er Jahren des vergangenen Jahrhun-
derts seinen Höhepunkt. Das American Empire 
bildete das Zentrum und Gerüst der globalen 
Herrschaftsordnung.⁹ Die bipolare Weltordnung, 
die nach dem Zweiten Weltkrieg entstanden war, 
wich einer »unipolaren« Ordnung, in der die 
USA die Führung und die Rolle des »Global 
Sheriffs« beanspruchten. Die Weltfinanzmärk-
te – miteinander durch die digitale, informatio-
nelle »Revolution« verbunden – boomten; die 
transnationalen Konzerne produzierten an der 
Billiglohnperipherie des Weltmarktes (vor allem 
in Ostasien); die Lieferketten und die Logistik 
wurden den Anforderungen globaler Vernetzung 
angepasst. Die erweiterte Produktion des Reich-
tums und dessen Aneignung in den Kapitalme-
tropolen kam vor allem denjenigen Staaten zu-
gute, die sowohl durch die Produktion für den 
Export als auch durch die Expansion der transna-
tionalen Konzerne und der Finanzmarktakteure 
von diesem neuen Schub der Globalisierung – zu 
dem auch der vermehrte Bezug billiger, fossiler 
Energieträger (Öl, Gas) aus Russland gehörte – 
in besonderer Weise profitierten.

Relative Stabilität
Deutschland konnte als »Exportweltmeister«, 
aber auch aufgrund seiner führenden Rolle in der 
Europäischen Union, die »Kosten« der Wieder-
vereinigung bewältigen, obwohl im Osten viel-
fach Verbitterung und Wut über die »Wessis« 
zurückblieb. Die EU setzte in den 90er Jahren 
das Programm des Binnenmarktes, der Osterwei-
terung und der Einführung einer gemeinsamen 
Währung (»Euro«) durch. Für die Beschäftigten 
in den verarbeitenden – stark exportorientierten – 
Industrien (z. B. Automobilindustrie) waren da-
durch sichere Arbeitsplätze gewährleistet; starke 
Gewerkschaften wie die IG Metall garantierten 
Tariflöhne, die allerdings langfristig stagnierten. 
Selbständige Akademiker (Ärzte, Architekten, 
Anwälte etc.), vor allem aber die neuen IT-Spe-
zialisten, profitierten vielfach von dieser Ent-
wicklung, die einen Boom des Bau- und Immobi-
liensektors einschloss. Am unteren Ende der Be-
schäftigungspyramide weitete sich ein Sektor der 
Prekarität – mit fluktuierender Beschäftigung, 
Niedriglöhnen, informellen Arbeitsbeziehungen 
und mit einem hohen Anteil von Frauen und Mi-
granten – aus; Armut wurde wieder sichtbar, z. B. 
in Form von Obdachlosigkeit.¹⁰

Dass die aus dem Osten stammende Politikerin 
Angela Merkel (CDU) von 2005 bis 2021 die Bun-
desrepublik als Kanzlerin repräsentierte – meist in 
einer Koalition mit der SPD –, war offensichtlich 
Ausdruck einer gesellschaftlichen und politischen 
Stabilität, die sich einerseits auf eine relative – 
höchst ungleich verteilte – wirtschaftliche Prosperi-
tät¹¹, andererseits auf die Bereitschaft von Merkel 
und der CDU/CSU stützte, sowohl mit der SPD 
im Bereich der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
als auch mit den stärker werdenden Grünen beim 

Ausstieg aus der Kernenergie und der Umwelt-
politik Kompromisse einzugehen. Vielen Deut-
schen erschien die Bundesrepublik im Vergleich 
mit manchen Nachbarstaaten – ganz zu schweigen 
von den Staaten des »Südens« – als eine »Insel 
der Glückseligen«. Am rechten Rand wurde 2013 
(im Zeichen der Finanzkrise von 2008/09 und 
der folgenden »Euro-Krise«) die AfD gegründet. 
Der Protest gegen die Einführung des Euro stand 
dabei zunächst im Vordergrund. Die Linke entstand 
2007 als Bündnis von linken, sozialdemokratischen 
Gewerkschaftern aus dem Westen, die gegen die 
»Agenda 2010« von Gerhard Schröder und die 
»Hartz-Reformen« protestierten, und der PDS, in 
deren Wahlergebnissen im Osten sich auch der Pro-
test der »Verlierer der deutschen Einheit« artikulier-
te. Das »System Merkel« erwies sich im Übergang 
zu den sich seit der Wirtschafts- und Finanzkrise 
(2008/09) kumulierenden Herausforderungen an 
die Politik dennoch als relativ stabil.
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Donnerstag, 29. August 2024, Nr. 201

In der kommenden Woche erscheint Heft 139 
der Zeitschrift Marxistische Erneuerung. Wir 
veröffentlichen daraus in zwei Teilen und mit 
freundlicher Genehmigung von Autor und  
Herausgebern den Aufsatz »Autoritärer  
Kapitalismus. Der Aufschwung der politischen 
Rechten in den Kapitalmetropolen des Wes-
tens« von Frank Deppe. Teil 1 erschien in der 
Ausgabe von Mittwoch, das vollständige Heft 
kann bestellt werden unter: zeitschrift-marxis-
tische-erneuerung.de � (jW) 

S
eit der Jahrtausendwende mehrten 
sich die Anzeichen einer steigenden 
Unzufriedenheit, einer allmählich 
ansteigenden Zukunftsangst bei den 
Lohnabhängigen, die sich insbeson-

dere gegen »Globalisierung«, vor allem aber 
auch gegen Projekte der EU richtete.¹ Rechts-
populisten mobilisierten – vor allem über die 
neuen sozialen Medien – jetzt gegen »Eliten« in 
Regierung und Parlamenten, die in Berlin oder 
Brüssel ein wenig erfolgreiches Krisenmanage-
ment betreiben und im Kampf gegen die Klima-
krise und die Coronapandemie mehr und mehr 
als »volksfremde Vorschriftenmacher« denun-
ziert werden, die zudem das eigene Land und die 
EU für Migranten geöffnet haben. Die Wahlbe-
teiligung ging zurück, ebenso die Zustimmung zu 
den jeweils regierenden Parteien. Bei Meinungs-
umfragen deutete sich ansteigender Zukunftspes-
simismus an, der sich nicht nur durch Angst vor 
individuellem sozialem Abstieg (durch Arbeits-
platzverlust z. B.) definiert, sondern sich auch auf 
die Umwelt- und Klimakrise, auf die wachsende 
Kriegsgefahr, aber auch auf zunehmende soziale 
Ungleichheit und Ungerechtigkeit bezieht.

Eine neue »allgemeine Krise«
Seit der großen Finanz- und Wirtschaftskrise 
von 2008/09² befinden sich die westlichen Kapi-
talmetropolen im Dauerzustand der »multiplen 
Krisen«. Die politische Stabilität der »Merkel-
Ära«, die ihrerseits Ausdruck einer relativen ge-
sellschaftlichen Kohäsion war, ist zusehends zer-
fallen. Die Entfaltung der inneren Widersprüche 
des neoliberalen Booms verbindet sich mit den 
selbstzerstörerischen Krisenprozessen sowie mit 
dem Wandel der strukturellen Machtveränderun-
gen im Weltsystem, genauer: dem Niedergang des 
Westens.

Nancy Fraser fasst in ihrem neuesten Buch 
die systematische Krise des »kannibalistischen« 
Kapitalismus wie folgt zusammen: »Was wir dank 
der jahrzehntelangen Finanzialisierung erleben, 
ist nicht ›bloß‹ eine Krise der grassierenden Un-
gleichheit und der prekären Niedriglohnarbeit: 
auch nicht ›bloß‹ eine Krise der Fürsorge oder der 
sozialen Reproduktion; auch nicht ›bloß‹ eine Kri-
se der Migration und der rassistischen Gewalt. Es 
handelt sich auch nicht ›einfach‹ um eine ökologi-
sche Krise, in der ein sich aufheizender Planet töd-
liche Seuchen ausspuckt und nicht ›nur‹ um eine 
›politische‹ Krise, die sich durch eine ausgehöhlte 
Infrastruktur, einen verstärkten Militarismus und 
dadurch auszeichnet, dass überall auf dem Globus 
Politiker Erfolg haben, die sich als starke Männer 
gerieren. Oh nein, es ist viel schlimmer: Wir haben 
es mit einer allgemeinen Krise der gesamten Ge-
sellschaftsordnung zu tun, in der all diese Katast-
rophen konvergieren, sich gegenseitig verschärfen 
und uns zu verschlingen drohen.«³

Während der »Westen« unter der Führung der 
USA eine neue Epoche der Blockkonfrontation 
mit den »Autokratien« (Russland und China) aus-
ruft, formiert sich um China und Russland eine 
Allianz von Staaten des »Südens«, die der Hege-
monie des Westens ein Ende setzen wollen.⁴ In 
der »multiplen Krise« verschränken sich die Wir-
kungen des »Kannibalismus« mit dem Abstieg des 
Westens im Weltsystem.

Staat als Krisenmoderator
Aus der Sicht der Kapitalinteressen ist die »Staats-
frage« wieder zentral geworden. Die Ideologen 
des Neoliberalismus – darunter auch linksliberale 
Sozialwissenschaftler⁵ – hatten noch vor einiger 
Zeit die These vertreten, dass der Nationalstaat 
im Zeitalter der Globalisierung abgewertet werde. 
Der »Dinosaurier« des 19. Jahrhunderts löse sich 
im System der »Global Governance« auf – da-
bei formierten sich im Weltsystem neue Akteure 
(NGOs) als demokratisches Korrektiv. Inzwischen 

ist der Nationalstaat – als Kampffeld unterschied-
licher, aber auch antagonistischer Klasseninter-
essen – zurück. »Die Zeit des naiven Globali-
sierungsglaubens«, so konstatiert die FAZ vom 
16. Juli 24, »ist vorbei!« Der herrschende Block 
der BRD definiert seine Politik im Rahmen des 
nationalen Sicherheits- und Wettbewerbsstaates, 
der führendes Mitglied der EU und »Partner in 
Leadership« in der NATO ist.

Der Nationalstaat ist als Krisenmanager im 
Inneren gefordert und ist dabei strukturell über-
fordert, was sich u. a. in der hohen Staatsverschul-
dung (z. B. in Frankreich und Italien) sowie in den 
Auseinandersetzungen um die »Schuldenbremse« 
manifestiert. Der Staat muss auch im Interesse 

einheimischer Kapitalfraktionen gegen Seuchen 
(Corona) vorgehen und – angesichts häufiger auf-
tretender Naturkatastrophen (Ahrtal u. a.) – die 
Energiewende zum »grünen Kapitalismus« vor-
antreiben. Das Bildungswesen – nicht nur im Be-
reich der Grundschulen – muss dringend saniert 
werden. Ansteigender Analphabetismus wird auch 
für Handwerker und Manager zum großen Prob-
lem bei der Suche nach Fachkräften. Gleichzeitig 
erfordern die teils katastrophalen Folgen der neo-
liberalen Austeritäts- und Privatisierungspolitik 
im Bereich des Verkehrswesens (Bahn; Autobah-
nen) und des Gesundheitssystems, aber auch die 
Folgen der Privatisierung des Wohnungsmarktes 
massive staatliche Interventionen – nicht nur, um 

die Wut und den Protest der davon Betroffenen 
zu dämpfen. Eine funktionierende Infrastruktur 
entscheidet nicht nur über die Lebensqualität der 
arbeitenden Bevölkerung, sondern auch über die 
Qualität des »Standortes«, d. h. über die Verwer-
tungsbedingungen und die Wettbewerbsfähigkeit 
des Kapitals. Der Staat ist in vielfacher Weise 
gefordert, die Kosten der Migration (in den neuen 
Ghettos, als Folge steigender Kriminalität, aber 
auch der steigenden Inanspruchnahme öffentlicher 
Leistungen) zu tragen; während sich für das Kapi-
tal neue Felder der »Überausbeutung« eröffnen.⁶

Und schließlich treiben die neuen Kriege sowie 
die geopolitischen Aufgaben des Nationalstaates 
(in den jeweiligen Bündnissystemen) die Kosten 
für die militärische Aufrüstung in die Höhe. Da-
mit ein durch Wohlstand und Frieden verwöhntes 
Volk »kriegstüchtig« gemacht wird, erfahren die 
ideologischen Staatsapparate (Medien, Wissen-
schaftssystem) eine gewaltige Aufwertung.

Auf der anderen Seite richten sich die Erwar-
tungen und Forderungen der lohnabhängig Arbei-
tenden nicht nur an die Unternehmen, sondern 
auch an den Staat. Der ist nicht nur Kampfplatz 
unterschiedlicher Kapitalinteressen, sondern auch 
zwischen Kapitalvertretern und Lohnabhängigen. 
Die Angst vor dem individuellen Abstieg und die 
Enttäuschung über das Scheitern des Krisenma-
nagements durch die jeweiligen Regierungen der 
»Mitte« spiegeln sich unter anderem im Wahlver-
halten oder in der Bereitschaft, gewerkschaftliche 
Streiks zu unterstützen. Diese finden überwiegend 
im Bereich der Infrastruktur und der Reproduktion 
statt (Verkehr, Schulen, Krankenhäuser, Pflege-
bereich).

Gleichzeitig üben die neoliberalen Kräfte 
Druck aus, um die Lebensarbeitszeit zu verlän-
gern und die Leistungen des Ministeriums für 
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Autoritärer Kapitalismus. Der Aufschwung der 
politischen Rechten in den Kapitalmetropolen  
des Westens (Teil 2 und Schluss). Von Frank Deppe
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Arbeit und Soziales zu verringern. Die Alters-
armut von Rentnern, die lange gearbeitet haben, 
aber im Alter auf die Tafeln und Bürgergeld 
angewiesen sind, wird von Sozialverbänden und 
Gewerkschaften als Skandal thematisiert. Die 
Armut nimmt zu – nun auch im Gefolge der stei-
genden Preise und Energiekosten nach 2022. Die 
unteren Einkommensgruppen müssen unter stei-
genden Mieten und Lebensmittelpreisen beson-
ders leiden. Die Einwohner peripherer Orte und 
Regionen beklagen mangelhafte medizinische 
und schulische Versorgung sowie unzureichende 
Angebote des öffentlichen Nahverkehrs.

Wie sich in Frankreich die Wählerinnen des 
Rassemblement National von Marine Le Pen aus 
diesen Schichten der Arbeiterklasse rekrutieren, 
so gilt dies auch für andere europäische Länder. 
In Deutschland profitiert die AfD – vor allem 
im Osten – von dieser Krise der sozialen Repro-
duktion. Indem die SPD (früher die »Partei der 
Arbeitnehmer«) mit der »Zeitenwende« den Pri-
mat der Aufrüstungspolitik und die Herstellung 
von »Kriegstüchtigkeit« akzeptiert und zugleich 
den Wirtschaftsstandort Deutschland als »Ex-
portweltmeister« sichern will, fällt sie bei Wahl-
umfragen immer weiter zurück. In der Regierung 
Scholz richtet sich – über die FDP – der Druck 
der Kapitalinteressen vor allem gegen Restbe-
stände eines sozialstaatlichen Programms, das 
in der Regierung von Arbeitsminister Hubertus 
Heil vertreten wird.

Die strukturelle Überforderung des National-
staates besteht in Zeiten der Polykrise allerdings 
darin, dass er den Anforderungen des Krisenma-
nagements nicht gewachsen ist. Er will (bei ho-
her Staatsverschuldung) im Interesse »der Wirt-
schaft« Wachstum, Innovation und Wettbewerbs-
fähigkeit fördern, den Umbau zu einem »grünen 

Kapitalismus« vorantreiben, die kaputte Infrastruk-
tur (Verkehr, Gesundheit, Bildung) reparieren, die 
sozialen Sicherungssysteme angesichts der demo-
graphischen Entwicklung (Belastung der Renten-
systeme) schützen und die steigenden Kosten der 
Migration, der Armut und der Prekarität über-
nehmen und – bei Beibehaltung der »Schulden-
bremse« – die Ausgaben für Militär und Rüstung 
(einschließlich der militärischen Unterstützung der 
Ukraine und der israelischen Armee) drastisch stei-
gern.

Ausgehöhlte Demokratie
Von den Protagonisten der Kapitalinteressen wird 
daher der Nazislogan »Kanonen statt Butter« (Ru-
dolf Heß, 1936) als eine für die Gegenwart »banale 
Erkenntnis« wiederholt. »Wenn jahrzehntelang das 
eine, das Soziale, bevorzugt wurde, kommt der Au-
genblick, in dem das andere, die Verteidigung, die 
Maßstäbe setzt.« Jasper von Altenbockum fordert 
mit diesen Worten in der FAZ (13. März 2024, S. 1), 
dass »Schluss sein muss« mit einer Politik, die »alle 
Ansprüche gleichermaßen befriedigt« –  darunter 
»spendable Projekte« wie »Kindergrundsicherung, 
Bürgergeld, Rentenversprechungen«. Damit wird 
auch das Terrain des Klassenkampfes im Staat 
ziemlich exakt beschrieben. Die Politik im Inter-
esse des Kapitals will die Aufrüstung und die Her-
stellung von »Kriegstüchtigkeit« durch den Abbau 
staatlicher Sozialleistungen – und durch Zurückfah-
ren der notwendigen Reparaturarbeiten im Bereich 
der sozialen Reproduktion und der Infrastruktur 
(verbunden mit der Rückkehr zur Kernenergie) – 
erreichen. Die Überwindung der sozialen Krisen 
und der Schutz gegen die Klimakrise können hin-
gegen nur erreicht werden, wenn das herrschen-
de Wachstumsmodell in Frage gestellt wird und 

wenn auf dem Gebiet der Außenpolitik Wege zur 
Konflikt- und Kriegsvermeidung im Rahmen kol-
lektiver Sicherheitssysteme und einer multipolaren 
Weltordnung gesucht und eingeschlagen werden.
Die Beziehungen zwischen »demokratischer 
Politikgestaltung und den Anforderungen kapi-
talistischer Systemsteuerung« sind – so Adam 
Tooze – in Zeiten der »multiplen Krise« »extrem 
belastet«.⁷ In der gegenwärtigen Periode vollzieht 
sich mit dem Anwachsen der konservativ-libera-
len und der rechtspopulistischen, antidemokrati-
schen Kräfte (einschließlich protofaschistischer 
Tendenzen) eine Verschiebung zum autoritären 
Kapitalismus, der – zu Lasten demokratischer 
Politikgestaltung – den Primat der äußeren und in-
neren Sicherheit anerkennt, Disziplin nach Innen 
durch die Konfrontation mit den äußeren Feinden 
(Russland und China), durch die ideologische 
Aufwertung des Nationalismus und der christ-
lichen Religion, vor allem aber durch repressive 
Maßnahmen gegen Ausländer und Migranten er-
zwingen will. Das »kriegstüchtige« Volk muss 
sich den durch den Staat definierten Zielen der 
Selbstverteidigung gegen die Feinde von außen 
und innen unterordnen. Zugeständnisse an die 
Kritik »von unten«, an die Wut und Empörung vor 
allem der unteren Volksklassen über die Folgen 
der neoliberalen Politik sollen wirtschaftspoli-
tisch durch einen nationalen, handelspolitischen 
Protektionismus (in erster Linie gegen China) so-
wie durch umfangreiche Infrastrukturprogramme 
jenseits der Prinzipien der liberalen Laissez-faire-
Politik aufgefangen werden.⁸

Die USA unter Biden gingen hier voran; die 
neue britische Labour-Regierung will ebenfalls 
den Wiederaufbau der Infrastruktur ins Zentrum 
ihrer Wirtschaftspolitik stellen. Dieser Typus 
des autoritären Kapitalismus, der zugleich die 

Reste der systemkritischen Linken, aber auch die 
jungen Kämpferinnen gegen den Klimawandel 
mit Disziplinarmaßnahmen und Verboten be-
droht, etabliert sich im Rahmen der Verfassung 
über Koalitionen konservativ-liberaler Kräfte, 
die sich allerdings für die Zusammenarbeit mit 
der extremen Rechten öffnen und dabei hoffen, 
diese in den Verfassungskonsens einzubinden. 
Diese Disziplinierung verbindet sich mit dem 
Ziel der Sicherung der nationalen Wettbewerbs-
fähigkeit auf dem Weltmarkt sowie mit der 
Durchsetzung der geopolitischen Interessen, die 
mit den Veränderungen der Machtverhältnisse 
auf dem Felde der Weltpolitik zusammenhän-
gen.

Die jeweiligen Kombinationen von staatli-
cher Regulation und Disziplinierung auf der 
einen und der Sicherung der großen Konzer-
ne und Finanzinstitutionen durch eine liberale 
Wirtschaftspolitik auf der anderen Seite werden 
in den Kapitalmetropolen des Westens (G7) va-
riieren. Die USA genießen nach wie vor die 
Vorteile des US-Dollars als Weltwährung und 
eines damit verbundenen Schuldensystems.⁹ In 
Westeuropa spielen im politischen System nach 
wie vor Parteien der Linken und Gewerkschaften 
eine größere Rolle als etwa in den USA. Aller-
dings, sie operieren als geschwächte Minder-
heiten, die es nicht verstanden haben, die wach-
sende Unzufriedenheit in der lohnarbeitenden 
Bevölkerung für eine Politik der sozialistischen 
Alternative zu gewinnen.

Die Aufarbeitung dieser gewaltigen Fehlleis-
tung ist Voraussetzung dafür, dass die Linke sich 
erneuern und wieder handlungsfähig werden 
kann. Sie wäre auch Voraussetzung dafür, dass 
bei einer Zuspitzung der »multiplen Krise« vom 
rechten, profaschistischen Rand des herrschen-
den Blocks der Übergang zur Sicherung des au-
toritären Kapitalismus jenseits demokratischer 
Verfassungsnormen verhindert werden könnte.

Anmerkungen
1 	 Ein Kollege aus dem Betriebsrat eines großen Konzerns berichtete, 

dass die Kolleginnen und Kollegen bei der Betriebsversammlung 
immer dann misstrauisch reagieren, wenn der Sprecher der Unter-
nehmensleitung das Wort »Globalisierung« in den Mund nimmt. 
Er verbindet dann den Hinweis auf die Globalisierung stets mit 
der Forderung, dass die Wettbewerbsfähigkeit (damit der Be-
stand) des eigenen Betriebes im globalen Wettbewerb nur dann 
gesichert werden kann, wenn die »Kosten« (für Löhne und andere 
Leistungen für die Beschäftigten) gesenkt werden.

2 	 Adam Tooze: Crashed. Wie zehn Jahre Finanzkrise die Welt verän-
dert haben. München 2018

3 	 Nancy Fraser: Der Allesfresser. Wie der Kapitalismus seine eigenen 
Grundlagen verschlingt. Berlin 2023, S. 12/13

4 	 Vgl. dazu Frank Deppe: Zeitenwenden? Der »neue« und der 
»alte« Kalte Krieg. Hamburg 2023, S. 79 ff.

5 	 Vgl. exemplarisch Jürgen Habermas: Die postnationale Konstella-
tion. Frankfurt am Main 1998

6 	 Vgl. dazu Zeitschrift Marxistische Erneuerung Heft 138, Juni 2024, 
S. 15 ff.

7 	 Adam Tooze, Crashed, a. a. O., S. 708
8 	 Der von Trump nominierte Kandidat für das Amt des Vizepräsi-

denten James David Vance gilt einigen als »Klassenkämpfer«. Er 
bekennt sich zu seiner Herkunft aus dem Arbeitermilieu von Ohio, 
er kritisiert die Laissez-faire-Politik und die Herrschaft des Finanz-
kapitals, setzt sich für streikende Arbeiter und den Mindestlohn 
ein, teilt aber die Positionen von Trump hinsichtlich einer radikal 
protektionistischen Handelspolitik und der Begrenzung der Mig-
ration. Ebenso bekennt er sich zum Abtreibungsverbot. Allerdings: 
er ist kein Arbeiter, sondern – als Zögling des extrem libertären 
Multimilliardärs Peter Thiel – ein junger, aber schon steinreicher 
Investor, Chef des Wagniskapitalunternehmens Narya Capital, 
der sich auch als Freund der Kryptowährungen gibt (vgl. Roland 
Lindner: Der Klassenkämpfer,  FAZ, 19. Juli 2024). Die Frage ist, 
ob die amerikanischen Arbeiter noch in der Lage sind, die für den 
Wahlkampf inszenierte Verkleidung eines »ultrakonservativen« 
Finanzspekulanten in einen »Klassenkämpfer« zu durchschauen.

9 	 »Das Zahlungsbilanzdefizit der USA, durch die amerikanischen Mi-
litärausgaben verursacht, führte zu einem verstärkten US-Dollar-
Abfluss ins Ausland. Dieses Geld landete bei den ausländischen 
Zentralbanken, die es wieder zurück in die USA leiteten, indem sie 
US-Staatsanleihen kauften. Dies glich das amerikanische Haus-
haltsdefizit wieder aus. Dieses System schafft den USA einen 
einzigartigen finanziellen Vorteil. Sie können ihr Defizit scheinbar 
ad infinitum selbst finanzieren, denn das Zahlungsbilanzdefizit 
gleicht letztendlich das Haushaltsdefizit wieder aus.« Michael 
Hudson: Der Sektor: Warum die Finanzwirtschaft uns zerstört. 
Stuttgart 2015, S. 27

Frank Deppe war von 1972 bis 2006 Professor 
für Politikwissenschaft an der Philipps-Universi-
tät Marburg. 2023 erschien von ihm im Hambur-
ger VSA-Verlag die Schrift »Zeitenwenden? Der 
›neue‹ und der ›alte‹ Kalte Krieg«.
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Wege in die Katastrophe. Kaputte 
Infrastruktur und Investitionsstau bei 
steigender Staatsverschuldung sind nur 
einige der Probleme der kapitalistisch 
verfassten westlichen Gesellschaften 
(abgesackte Autobahn 20 bei Tribsees im 
Landkreis Vorpommern-Rügen)
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